
KOMMISSION / GRIECHENLAND 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 
26. Februar 1991 * 

In der Rechtssache C-198/89 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten zunächst durch Georgios 
Kremlis und Etienne Lasnet, Juristischer Dienst, Beistand: Spyridon Karalis, Beisit­
zer beim griechischen Staatsrat, zum Juristischen Dienst der Kommission abgeord­
net, als Bevollmächtigte, und sodann durch Xenofon Giataganas, Juristischer 
Dienst, als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter: Guido Berardis, Centre 
Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Klägerin, 

gegen 

Griechische Republik, vertreten zunächst durch Evi Skandalou, Juristischer Dienst 
des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten, und sodann durch Rechtsanwalt 
Fotis Spathopoulos, Leiter der Rechtsabteilung des Wirtschaftsministeriums, als 
Bevollmächtigten, Zustellungsanschrift: Griechische Botschaft, 117, Val Sainte-
Croix, Luxemburg, 

Beklagte, 

wegen Feststellung, daß die Griechische Republik dadurch gegen ihre Verpflich­
tungen aus Artikel 59 EWG-Vertrag verstoßen hat, daß sie für die Erbringung 
von Dienstleistungen von Fremdenführern, die eine Reisegruppe aus einem ande­
ren Mitgliedstaat begleiten — nämlich für die Ausübung der Tätigkeiten im Sinne 
von Artikel 1 Absatz 1 des Gesetzes Nr. 710 vom 27. September 1977 über Frem­
denführer (Amtsblatt der Griechischen Republik Nr. A 283), die Touristen an ande-

* Verfahrenssprache: Griechisch. 
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ren Orten als Museen oder Geschichtsdenkmälern führen, die nur mit einem 
gewerblichen Fremdenführer besichtigt werden können —, eine Erlaubnis zur 
Berufsausübung verlangt, die eine bestimmte, durch ein Diplom nachzuweisende 
Ausbildung voraussetzt, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten O. Due, der Kammerpräsidenten G. F. Man­
cini, J. C. Moitinho de Almeida und M. Diez de Velasco, der Richter C. N. Ka­
kouris, F. A. Schockweiler, F. Grévisse, M. Zuleeg und P. J. G. Kapteyn, 

Generalanwalt: C. O. Lenz 
Kanzler: H. A. Rühl, Hauptverwaltungsrat 

aufgrund des Sitzungsberichts, 

nach Anhörung der Parteien in der Sitzung vom 8. November 1990, in der die 
Kommission durch X. Giataganas, Juristischer Dienst, und die Griechische Repu­
blik durch Rechtsanwalt F. Spathopoulos, Leiter der Rechtsabteilung des Wirt­
schaftsministeriums, als Bevollmächtigte vertreten waren, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 5. De­
zember 1990, 

folgendes 

Urteil 

1 Die Kommission hat mit Klageschrift, die am 20. Juni 1989 bei der Kanzlei des 
Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß Artikel 169 EWG-Vertrag Klage auf Fest­
stellung erhoben, daß die Griechische Republik dadurch gegen ihre Verpflichtun­
gen aus Artikel 59 EWG-Vertrag verstoßen hat, daß sie für die Erbringung von 
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Dienstleistungen von Fremdenführern, die mit einer Reisegruppe aus einem ande­
ren Mitgliedstaat anreisen, den Besitz einer Erlaubnis zur Berufsausübung, die den 
Erwerb einer durch ein Diplom nachzuweisenden bestimmten Ausbildung voraus­
setzt, verlangt, wenn diese Dienstleistungen darin bestehen, die betreffenden Tou­
risten an anderen Orten als Museen oder Geschichtsdenkmälern zu führen, die nur 
mit einem spezialisierten gewerblichen Fremdenführer besichtigt werden können. 

2 Die vorliegende Klage betrifft die Bestimmungen in Artikel 1 Absatz 1 des Geset­
zes Nr. 710 vom 27. September 1977 über Fremdenführer (Amtsblatt der Griechi­
schen Republik Nr. A 283). Danach sind Fremdenführer Personen, die in- oder 
ausländische Touristen oder Besucher des Landes begleiten, indem sie sie führen, 
ihnen die örtlichen Sehenswürdigkeiten, die alten oder historischen Baudenkmäler 
und die Kunstwerke jeder Epoche zeigen, ihnen deren Bedeutung, Bestimmung 
und Geschichte erläutern und sie allgemein über das antike und das moderne Grie­
chenland informieren. 

3 Die Kommission richtete am 23. Februar 1987 gemäß Artikel 169 EWG-Vertrag 
ein förmliches Aufforderungsschreiben an die griechische Regierung. Nach diesem 
Schreiben war Griechenland den Erfordernissen des Gemeinschaftsrechts, insbe­
sondere Artikel 59 EWG-Vertrag, nicht nachgekommen, soweit es die Erbringung 
von Dienstleistungen von Fremdenführern angeht, die mit einer Reisegruppe aus 
einem anderen Mitgliedstaat anreisen. Mit Schreiben vom 14. Mai 1987 traten die 
griechischen Behörden dem Standpunkt der Kommission entgegen. Die Kommis­
sion gab am 20. April 1988 eine mit Gründen versehene Stellungnahme ab, in der 
sie ihren Standpunkt wiederholte und die griechische Regierung aufforderte, die 
notwendigen Maßnahmen zu treffen, um der Stellungnahme innerhalb von zwei 
Monaten nachzukommen. Nachdem die Kommission festgestellt hatte, daß die 
griechische Regierung ihren Standpunkt nicht teilte, hat sie die vorliegende Klage 
erhoben. 

4 Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts, des Verfahrensablaufs und des Par­
teivorbringens wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt ist im fol­
genden nur insoweit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils dies erfordert. 
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5 Einleitend ist darauf hinzuweisen, daß die Tätigkeit eines Fremdenführers aus ei­
nem anderen Mitgliedstaat als Griechenland, der die Teilnehmer einer organisier­
ten Reise von diesem anderen Mitgliedstaat aus in Griechenland begleitet, recht­
lich in zwei verschiedenen Formen ausgestaltet sein kann. Ein Reisebüro mit Sitz 
in einem anderen Mitgliedstaat kann Fremdenführer einsetzen, die es selbst be­
schäftigt. In diesem Fall erbringt das Reisebüro die Dienstleistung den Touristen 
durch seine eigenen Fremdenführer. Ein solches Reisebüro kann aber auch auf 
selbständige Fremdenführer zurückgreifen, die in diesem anderen Mitgliedstaat an­
sässig sind. In diesem Fall erbringt der Fremdenführer die Dienstleistung dem Rei­
sebüro. 

6 Die beiden genannten Fälle betreffen also Dienstleistungen, die den Touristen von 
dem Reisebüro oder dem Reisebüro von dem selbständigen Fremdenführer er­
bracht werden. Diese Dienstleistungen, die befristet sind und nicht den Vorschrif­
ten über den freien "Waren- und Kapitalverkehr und über die Freizügigkeit der 
Personen unterliegen, gehören zu den entgeltlichen Tätigkeiten im Sinne des Arti­
kels 60 EWG-Vertrag. 

7 Es ist zu prüfen, ob diese Tätigkeiten in den Anwendungsbereich des Artikels 59 
EWG-Vertrag fallen. 

8 Hierzu führt die griechische Regierung aus, Artikel 59 EWG-Vertrag sei nur an­
wendbar, wenn Leistungserbringer und Leistungsempfänger in unterschiedlichen 
Mitgliedstaaten ansässig seien. 

9 Auch wenn Artikel 59 EWG-Vertrag nach seinem Wortlaut ausdrücklich nur den 
Fall eines Leistungserbringers betrifft, der in einem anderen Mitgliedstaat als der 
Leistungsempfänger ansässig ist, ist es doch Ziel dieses Artikels, die Beschränkun­
gen der Dienstleistungsfreiheit solcher Personen zu beseitigen, die nicht in dem 
Staat niedergelassen sind, in dessen Gebiet die Dienstleistung erbracht werden soll 
(Urteil vom 10. Februar 1982 in der Rechtssache 76/81, Transporoute, Slg. 1982, 
417, Randnr. 14). Nur wenn alle wesentlichen Elemente der fraglichen Betätigung 
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nicht über die Grenzen eines Mitgliedstaats hinausweisen, sind die Vertragsbestim­
mungen über den freien Dienstleistungsverkehr nicht anwendbar (Urteil vom 
18. März 1980 in der Rechtssache 52/79, Debauve, Slg. 1980, 833, Randnr. 9). 

10 Demgemäß greift Artikel 59 immer dann ein, wenn ein Leistungserbringer Dienst­
leistungen in einem anderen Mitgliedstaat als demjenigen anbietet, in dem er nie­
dergelassen ist, und zwar unabhängig vom Niederlassungsort der Empfänger dieser 
Dienstleistungen. 

1 1 Da es sich in der vorliegenden Rechtssache und in den beiden in Randnummer 5 
dieses Urteils dargestellten Fällen um Dienstleistungen handelt, die in einem ande­
ren Mitgliedstaat als dem der Niederlassung des Leistungserbringers erbracht wer­
den, kommt Artikel 59 EWG-Vertrag zur Anwendung. 

12 Alsdann ist zu prüfen, ob die fragliche Dienstleistung bereits Gegenstand einer 
Gemeinschaftsregelung ist. 

13 Nach Ansicht der griechischen Regierung ist der Beruf des Fremdenführers von 
dem des Reisebegleiters zu unterscheiden. Der vierzehnten Begründungserwägung 
und Artikel 2 Absatz 5 der Richtlinie 75/368/EWG des Rates vom 16. Juni 1975 
über Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung der Niederlas­
sungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für einige Tätigkeiten (aus 
ISIC-Hauptgruppe 01 bis ISIC-Hauptgruppe 85), insbesondere Übergangsmaß­
nahmen für diese Tätigkeiten (ABl. L 16, S. 22), sei zu entnehmen, daß nur für 
den Beruf des Reisebegleiters eine gemeinschaftsrechtliche Harmonisierung erfolgt 
sei. Daß jemand zur Ausübung der Tätigkeit eines Reisebegleiters befugt sei, be­
deute daher keineswegs, daß er auch berechtigt sei, die Tätigkeit eines Fremden­
führers auszuüben. 

1 4 Diesem Vorbringen kann nicht gefolgt werden. Insoweit genügt der Hinweis, daß 
die Kommission überhaupt nicht behauptet hat, beide Berufe seien identisch und 
der Reisebegleiter könne sowohl seine Tätigkeit als auch die eines Fremdenführers 
ausüben. Die Kommission bezieht sich in ihrer Klageschrift nur auf die Fremden-
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führertätigkeit eines Führers, der zusammen mit einer Reisegruppe reist, ohne daß 
sie die Frage aufwirft, ob dieser Führer auch eine Reisebegleitertätigkeit ausübt. 

15 Deshalb ist zu prüfen, ob die Anwendung der fraglichen griechischen Regelung 
auf Fremdenführer, die eine Reisegruppe aus einem anderen Mitgliedstaat beglei­
ten, in Ermangelung einer gemeinschaftsrechtlichen Harmonisierung mit den Arti­
keln 59 und 60 EWG-Vertrag vereinbar ist. 

16 Die Artikel 59 und 60 EWG-Vertrag verlangen nicht nur die Beseitigung jeglicher 
Diskriminierung des Leistungserbringers aufgrund seiner Staatsangehörigkeit, son­
dern auch die Aufhebung aller Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs, 
die darauf beruhen, daß der Leistungserbringer in einem anderen Mitgliedstaat als 
demjenigen niedergelassen ist, in dem die Dienstleistung erbracht wird. Insbeson­
dere kann der Mitgliedstaat für die Erbringung der Dienstleistungen in seinem 
Hoheitsgebiet nicht die Einhaltung aller für eine Niederlassung erforderlichen Be­
dingungen verlangen, weil damit den Bestimmungen, die den freien Dienstlei­
stungsverkehr gewährleisten sollen, ihre praktische Wirksamkeit völlig genommen 
würde. 

17 Hierzu ist festzustellen, daß das in der erwähnten griechischen Regelung aufge­
stellte Erfordernis eine solche Beschränkung darstellt. Indem diese Regelung für 
die Erbringung der Dienstleistung von Fremdenführern, die mit einer Reisegruppe 
aus einem anderen Mitgliedstaat anreisen, den Besitz eines bestimmten Befähi­
gungsnachweises verlangt, hindert sie nämlich sowohl die Reisebüros, diese Lei­
stung durch ihr eigenes Personal zu erbringen, als auch die selbständigen Frem­
denführer, ihre Dienstleistungen diesen Büros während der organisierten Reisen 
anzubieten. Sie hindert auch die Touristen, die an solchen organisierten Reisen 
teilnehmen, diese Dienstleistungen je nach Wahl in Anspruch zu nehmen. 

18 In Anbetracht der für bestimmte Dienstleistungen charakteristischen Erfordernisse 
kann es allerdings nicht als unvereinbar mit den Artikeln 59 und 60 EWG-Vertrag 
angesehen werden, wenn ein Mitgliedstaat für die Erbringung dieser Dienstleistun­
gen gemäß den für diese Art von Tätigkeiten in seinem Hoheitsgebiet geltenden 
Regelungen Anforderungen an die Qualifikation des Leistungserbringers stellt. Je­
doch darf der freie Dienstleistungsverkehr als fundamentaler Grundsatz des Ver­
trages nur durch Regelungen beschränkt werden, die durch das Allgemeininteresse 
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gerechtfertigt sind und die für alle im Hoheitsgebiet des Bestimmungsstaats tätigen 
Personen oder Unternehmen gelten, und zwar nur insoweit, als dem Allgemeinin­
teresse nicht bereits durch die Rechtsvorschriften Rechnung getragen ist, denen 
der Leistungserbringer in dem Staat unterliegt, in dem er ansässig ist. Diese Anfor­
derungen müssen außerdem sachlich geboten sein, um die Einhaltung der Berufs­
regelungen und den Schutz der Interessen, den diese bezwecken, zu gewährleisten 
(siehe unter anderem Urteil vom 4. Dezember 1986 in der Rechtssache 205/84, 
Kommission/Deutschland, Slg. 1986, 3755, Randnr. 27). 

19 Diese Anforderungen können daher nur dann als vereinbar mit den Artikeln 59 
und 60 EWG-Vertrag angesehen werden, wenn nachgewiesen ist, daß im Hinblick 
auf die betreffende Tätigkeit zwingende Gründe des Allgemeininteresses bestehen, 
die Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs rechtfertigen, daß das All­
gemeininteresse nicht bereits durch die Vorschriften des Staates, in dem der Lei­
stungserbringer niedergelassen ist, gewahrt ist und daß das gleiche Ergebnis nicht 
durch weniger einschneidende Regelungen erreicht werden kann. 

20 Die griechische Regierung macht geltend, die fragliche Regelung sei durch das 
allgemeine Interesse an der Aufwertung der künstlerischen und archäologischen 
Reichtümer des Landes und am Verbraucherschutz gerechtfertigt. Zwischen der 
schriftlichen und der mündlichen Übermittlung von Informationen über diese 
Reichtümer bestehe ein wesentlicher Unterschied. Die griechischen Behörden kon­
trollierten die Qualität des im Inland verbreiteten gedruckten Informationsmateri­
als und achteten darauf, daß das außerhalb Griechenlands verbreitete Informati­
onsmaterial das künstlerische und kulturelle Erbe des Landes richtig darstelle. Die 
Kontrolle der Informationen, die ein Fremdenführer einer bestimmten Gruppe von 
Touristen mündlich vermittle, sei dagegen schwieriger. Die fragliche Regelung sei 
schon deshalb gerechtfertigt, weil in einigen Mitgliedstaaten die Fremdenführertä­
tigkeit ohne das Erfordernis einer beruflichen Qualifikation ausgeübt werden 
könne. 

21 Das allgemeine Interesse an der Aufwertung künstlerischer und archäologischer 
Reichtümer eines Landes und am Verbraucherschutz, kann ein zwingender Grund 
sein, der eine Beschränkung des freien Dienstleistungsverkehrs rechtfertigt. Das 
fragliche Erfordernis, das sich aus der griechischen Regelung ergibt, geht jedoch 
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über das hinaus, was zum Schutz dieses Interesses notwendig ist, soweit für die 
Tätigkeit des Fremdenführers, der eine Reisegruppe aus einem anderen Mitglied­
staat begleitet, der Besitz einer Erlaubnis zur Berufsausübung verlangt wird. 

22 Die berufsmäßige Begleitung, um die es im vorliegenden Fall geht, findet nämlich 
unter besonderen Umständen statt. Der selbständige oder angestellte Fremdenfüh­
rer reist zusammen mit den Touristen, die er begleitet, in einer geschlossenen 
Gruppe; sie reisen vorübergehend als solche aus dem Mitgliedstaat ihrer Niederlas­
sung in den zu besuchenden Mitgliedstaat. 

23 Unter diesen Umständen bewirkt das Erfordernis einer vom Bestimmungsmitglied­
staat verlangten Erlaubnis eine Verringerung der Zahl von Fremdenführern, die 
Touristen in einer geschlossenen Gruppe begleiten könnten, was einen Reiseveran­
stalter veranlassen kann, eher auf örtliche Führer zurückzugreifen, die in dem Mit­
gliedstaat, in dem die Dienstleistung erbracht wird, angestellt oder niedergelassen 
sind. Dies kann für die Touristen, denen diese Dienstleistungen erbracht werden, 
den Nachteil haben, daß ihnen kein Fremdenführer zur Verfügung steht, der mit 
ihrer Sprache sowie mit ihren Interessen und besonderen Erwartungen vertraut ist. 

24 Außerdem hängt ein wirtschaftlicher Erfolg dieser Gruppenreisen vom geschäftli­
chen Ansehen des Veranstalters ab, der unter dem Konkurrenzdruck anderer Rei­
sebüros steht; die Aufrechterhaltung dieses Ansehens und der Konkurrenzdruck 
führen schon zu einer gewissen Auslese unter den Fremdenführern und zu einer 
Kontrolle der Qualität ihrer Dienstleistungen. Dies kann je nach den besonderen 
Erwartungen der einzelnen Reisegruppen zur Aufwertung der künstlerischen und 
archäologischen Reichtümer und zum Verbraucherschutz beitragen, wenn es sich 
um Führungen an anderen Orten als Museen oder Geschichtsdenkmälern handelt, 
die nur mit einem gewerblichen Fremdenführer besichtigt werden können. 

25 Die fragliche Regelung steht folglich angesichts des Umfangs der in ihr enthalte­
nen Beschränkungen außer Verhältnis zum angestrebten Zweck, nämlich der Auf­
wertung historischer Reichtümer und der bestmöglichen Verbreitung von Kennt­
nissen über das künstlerische und kulturelle Erbe des Mitgliedstaats, in dem die 
Reise durchgeführt wird, sowie dem Verbraucherschutz. 
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26 Die griechische Regierung trägt noch vor, daß der von der Kommission in ihrer 
Klageschrift eingenommene Standpunkt nicht damit vereinbar sei, daß sie sich 
gleichzeitig um die Annahme des Vorschlags für eine Richtlinie über eine zweite 
allgemeine Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise (ABl. 
1989, C 263, S. 1) bemühe, die die Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21. 
Dezember 1988 über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschul­
diplome, die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen (ABl. 1989, 
L 19, S. 16), ergänzen solle. 

27 Dieser Richtlinienvorschlag sieht zwar bezüglich der Berufe, für die die Gemein­
schaft kein Mindestniveau der notwendigen Qualifikation festgelegt hat, vor, daß 
die Mitgliedstaaten dieses Mindestniveau der Qualifikation selbst festlegen können. 

28 Vorschriften des abgeleiteten Rechts können jedoch nur nationale Maßnahmen be­
treffen, die mit den Erfordernissen des Artikels 59 EWG-Vertrag, wie sie sich aus 
der Rechtsprechung des Gerichtshofes ergeben, vereinbar sind. 

29 Unter diesen Umständen ist festzustellen, daß die Griechische Republik dadurch 
gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 59 EWG-Vertrag verstoßen hat, daß sie 
für die Erbringung von Dienstleistungen von Fremdenführern, die mit einer Reise­
gruppe aus einem anderen Mitgliedstaat anreisen, den Besitz einer Erlaubnis zur 
Berufsausübung, die den Erwerb einer durch ein Diplom nachzuweisenden be­
stimmten Ausbildung voraussetzt, verlangt, wenn diese Dienstleistungen darin be­
stehen, die betreffenden Touristen an anderen Orten als Museen oder Geschichts­
denkmälern zu führen, die nur mit einem spezialisierten gewerblichen Fremden­
führer besichtigt werden können. 

Kosten 

30 Gemäß Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tra­
gung der Kosten zu verurteilen. Da die Griechische Republik mit ihrem Vorbrin­
gen unterlegen ist, sind ihr die Kosten aufzuerlegen. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Griechische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Arti­
kel 59 EWG-Vertrag verstoßen, daß sie für die Erbringung von Dienstleistun­
gen von Fremdenführern, die mit einer Reisegruppe aus einem anderen Mit­
gliedstaat anreisen, den Besitz einer Erlaubnis zur Berufsausübung, die den Er­
werb einer durch ein Diplom nachzuweisenden bestimmten Ausbildung voraus­
setzt, verlangt, wenn diese Dienstleistungen darin bestehen, die betreffenden 
Touristen an anderen Orten als Museen oder Geschichtsdenkmälern zu führen, 
die nur mit einem spezialisierten gewerblichen Fremdenführer besichtigt werden 
können. 

2) Die Griechische Republik trägt die Kosten des Verfahrens. 

Due Mancini Moitinho de Almeida Diez de Velasco 

Kakouris Schockweiler Grévisse Zuleeg Kapteyn 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 26. Februar 1991. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 

Der Präsident 

O. Due 
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